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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 5 R 484/08 B 
 
L 9 R 3542/06 (LSG Baden-Württemberg) 
S 19 R 3264/03 (SG Stuttgart) 
 
 
 
………………… , 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg, 
Gartenstraße 105, 76135 Karlsruhe, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 26. Januar 2009 durch den  

Vorsitzenden Richter   Dr.  D r e h e r ,   den Richter   Dr.  N e u h a u s   und  

die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des  

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 23. September 2008 wird als  

unzulässig verworfen.  

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 23.9.2008 hat das Landessozialgericht Baden-Württemberg (LSG) einen An-

spruch der Klägerin auf Gewährung von Witwenrente verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin beim Bundessozialge-

richt (BSG) Beschwerde eingelegt. Sie beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der 

Rechtssache iS von § 160 Abs 2 Nr 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) und auf das Vorliegen von 

Verfahrensmängel iS von § 160 Abs 2 Nr 3 SGG. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den gesetzlichen 

Anforderungen, weil der geltend gemachte Zulassungsgrund nicht ordnungsgemäß dargetan 

worden ist (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer 

muss daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung  der höchstrichterli-

chen Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese Rechtsfragen noch 

nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren 

eine Klärung erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss ein 

Beschwerdeführer mithin eine Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre 

(konkrete) Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall 

hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung (sog Breitenwirkung) 

darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). Diesen Anforderungen 

wird die vorliegende Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Die Klägerin wirft in zehn Unterpunkten Fragen auf, denen sie grundsätzliche Bedeutung bei-

misst. Es kann dahinstehen, ob es sich bei all diesen Fragen, auf deren Wiedergabe im Einzel-

nen verzichtet wird, um Rechtsfragen handelt, die über den entschiedenen Einzelfall hinaus von 

Bedeutung sein können, oder ob es um die Gewichtung verschiedener Umstände im Rhamen 

der Beweiswürdigung geht. Die Klägerin hat weder die Klärungsbedürftigkeit noch die Klärungs-

fähigkeit der einzelnen Fragen dargelegt. Wird mit einer Beschwerde die grundsätzliche Be-

deutung mehrerer Rechtsfragen geltend gemacht, so ist hinsichtlich jeder einzelnen Frage 

deren Klärungsbedürftigkeit und Klärungsfähigkeit darzutun. Dies hat die Klägerin versäumt. 

 

Klärungsbedürftig ist eine Rechtsfrage nicht, wenn die Antwort praktisch außer Zweifel steht, 

sich zB unmittelbar aus dem Gesetz ergibt oder bereits höchstrichterlich geklärt ist. Als höchst-

richterlich geklärt muss eine Rechtsfrage auch dann angesehen werden, wenn das 
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Revisionsgericht bzw das Bundesverfassungsgericht sie zwar noch nicht ausdrücklich 

entschieden hat, zur Auslegung des anzuwendenden gesetzlichen Begriffs aber schon eine 

oder mehrere höchstrichterliche Entscheidungen ergangen sind, die ausreichende 

Anhaltspunkte zur Beurteilung der von der Beschwerde als grundsätzlich herausgestellten 

Rechtsfrage geben (vgl BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 8; s hierzu auch Kummer, Die 

Nichtzulassungsbeschwerde, 1990, RdNr 117 mwN).  

 

Mit der Beschwerdebegründung wird schon nicht behauptet, dass keine höchstrichterliche 

Rechtsprechung zu den einzelnen aufgeworfenen Fragen vorliegt. Die Beschwerdebegründung 

lässt auch nicht erkennen, dass sich die Klägerin bemüht hat, höchstrichterliche Rechtspre-

chung ausfindig zu machen und auszuwerten. Ohne entsprechende Darlegungen wird das Be-

schwerdegericht jedoch nicht in die Lage versetzt, allein anhand der Beschwerdebegründung 

zu prüfen, ob zu den einzelnen Fragen grundsätzlicher Klärungsbedarf besteht. 

 

Ebenso wenig hat die Klägerin die Klärungsfähigkeit der aufgeworfenen Fragen dargetan. Klä-

rungsfähig ist eine Rechtsfrage nur, wenn sie für den zu entscheidenden Fall rechtserheblich 

ist. Über die bezeichnete Rechtsfrage müsste das Revisionsgericht im angestrebten 

Revisionsverfahren also konkret-individuell zu entscheiden haben. Auch dies ist in der 

Beschwerdebegründung des Näheren darzulegen (BSG SozR 1500 § 160 Nr 53 und § 160a 

Nr 31; vgl hierzu auch Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 

5. Aufl, IX. Kap, RdNr 189). Ein Beschwerdeführer muss somit den nach seiner Auffassung vom 

Revisionsgericht einzuschlagenden Weg der Nachprüfung des angefochtenen Urteils und 

insbesondere den Schrift darstellen, der es notwendig macht, über die als rechtsgrundsätzlich 

bezeichnete Rechtsfrage zu entscheiden (BSG SozR 1500 § 160a Nr 31; vgl auch BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 54; BSG vom 9.6.2004 - B 11 AL 275/03 B). Hierzu ist in der 

Beschwerdebegründung nichts vorgetragen. 

 

Auch der von der Klägerin gerügte Verfahrensmangel ist nicht dargelegt. Sinngemäß rügt die 

Klägerin eine Verletzung der Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG) durch das LSG, weil Zeugen 

nicht zur mündlichen Verhandlung geladen und nicht sämtliche Begleitumstände herangezogen 

worden seien, die geeignet gewesen wären, die Vermutung einer Versorgungsehe zu widerle-

gen. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel 

auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag 

bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Die Klägerin hat mit der Beschwerdebegründung keinen Beweisantrag aufgezeigt, den das LSG 

übergangen haben könnte. Mit ihren Ausführungen rügt sie im Ergebnis, dass das LSG zu einer 

Widerlegung der Vermutung einer Versorgungsehe hätte kommen müssen. Damit kritisiert sie 

im Kern die Beweiswürdigung durch das LSG und wendet sich gegen die Richtigkeit des Be-
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rufungsurteils, worauf nach dem eindeutigen Wortlaut des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG eine Nicht-

zulassungsbeschwerde nicht gestützt werden kann. 

 

Die nicht formgerecht begründete Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 iVm 

§ 169 SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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